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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energie

Im Mérz 2017 debattierte der Nationalrat Uiber den Verfassungsartikel iiber ein Klima-
und Energielenkungssystem (KELS). Nachdem die UREK-NR im Januar einstimmig
Nichteintreten empfohlen hatte, deklarierten alle Fraktionen der grossen Kammer, dass
sie nicht auf die Vorlage eintreten wollen. Die Parteien argumentierten dabei sehr
unterschiedlich. Wahrend die SVP ein Energielenkungssystem und die Energie- und
Klimaziele insgesamt in Frage stellte, betonten FDP und CVP die Schwierigkeiten flr die
Wirtschaft, welche das KELS nach sich ziehen wirde. Stefan Miller-Altermatt (cvp, SO)
sagte fur die CVP-Fraktion, das KELS sei .in der besten aller Welten das beste aller
Systeme". Da wir aber nicht in der besten aller Welten leben wirden, lehne die CVP die
Vorlage ab. Eric Nussbaumer (sp, BL) hielt fest, dass es bereits eine
Verfassungsgrundlage fur Lenkungsabgaben gebe und das KELS deshalb nicht notwendig
sei. Grine und Grunliberale lehnten das KELS ebenfalls ab, betonten aber die
Wichtigkeit eines Massnahmenmixes zur Erreichung der Energie- und Klimaziele.
Obschon ein Nichteintreten quasi von Beginn der Debatte an feststand, dauerte die
Diskussion uUber zwei Stunden. Dies war vor allem auf die zahlreichen Fragestellungen
aus der SVP-Fraktion zurlickzufiihren: Insgesamt 39 Fragen stellten Mitglieder der SVP-
Fraktion den Rednerinnen und Rednern der anderen Fraktionen, zumeist mit dem Ziel,
deren Haltung zum ersten Massnahmenpaket der Energiestrategie 2050 in Frage zu
stellen. Die meisten Wortmeldungen kamen dabei von Magdalena Martullo-Blocher,
Adrian Amstutz, Albert Résti, Walter Wobmann, Christian Imark und Toni Brunner. Das
abschliessende Votum von Bundesrat Maurer fur das KELS @nderte nichts: Die grosse
Kammer beschloss ohne Gegenantrag Nichteintreten. '

Wasserkraft

Wie auch schon der Stdnderat im Jahr zuvor erteilte der Nationalrat in der
Sommersession 2019 der Berner Standesinitiative fir Anlagen zur Erzeugung von
erneuerbarer Energie von nationalem Interesse in Moorlandschaften eine Absage. Die
grosse Kammer folgte somit stillschweigend dem Antrag seiner UREK, in welcher sich
das Contra-Lager im Januar 2019 mit knappen 12 zu 11 Stimmen bei 2 Enthaltungen
durchgesetzt hatte. Kommissionssprecherin Adéle Thorens Goumaz (gp, VD) und
Kommissionssprecher Stefan Mduller-Altermatt (cvp, SO) erklarten, dass das
Hauptanliegen des Kantons Bern, die Erméglichung des Ausbaus der Grimselkraftwerke,
bereits durch den betreffenden Bundesgerichtsentscheid erreicht worden sei und es
entgegen den Argumenten der Minderheit keine weiteren Ausbauprojekte der
Wasserkraft in anderen Regionen der Schweiz gebe, die von nationalem Interesse seien
und gleichzeitig den Moorschutz tangieren wurden. Es bestehe deshalb kein weiterer
Bedarf flr Ausnahmen in der BV betreffend Moorschutz. Des Weiteren unterstrichen
die Kommissionssprechenden die Schutzbedurftigkeit und die Wichtigkeit der noch
bestehenden letzten zehn Prozent der Schweizer Moorflachen. Das Parlament folgte mit
der Entscheidung, der Forderung keine Folge zu geben, dem Grundsatz, dass ein
Ausbau der erneuerbaren Energien gemass der Energiestrategie 2050 zwar von
nationalem Interesse sei, dieser Ausbau aber immer unter einer Glterabwagung
zwischen Natur- und Landschaftsschutz - in diesem Fall von Biotopen von nationaler
Bedeutung - und der Nutzung von erneuerbaren Energien zu erfolgen habe. Den
topografisch festgelegten Moorlandschaften wurde dabei - wie in Artikel 12 Abs. 2 EnG
festgelegt - eine hohere Gewichtung beigemessen. ?
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Umweltschutz
Allgemeiner Umweltschutz

Mit denkbar knappem Resultat entschied der Nationalrat in der Sommersession 2015
nach langerer Diskussion, auf den indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative
"Griine  Wirtschaft" einzutreten. Auch der grossen Kammer lag ein
Nichteintretensantrag ihrer Kommissionsmehrheit vor; eine starke Minderheit der
UREK-NR bestehend aus Mitgliedern der Fraktionen der SP, Grinen, GLP und CVP
machte sich fur Eintreten stark. Die Kommissionsmehrheit, vertreten durch Guy
Parmelin (svp, VD) und Peter Schilliger (fdp, LU), erachtete sowohl den indirekten
Gegenvorschlag als auch das Volksanliegen aufgrund bereits bestehender Massnahmen
- namentlich erwadhnt wurde der Masterplan Cleantech, die Biodiversitatsstrategie, die
Agrarpolitik 2014-2017 und die Energiestrategie 2050 - als Uberflissig und den
"Interventionismus" des Bundes auch in der entschlackten Version des Standerats als zu
weit gehend. Der sténderatliche Entwurf verfolgte in erster Linie noch zwei
Zielsetzungen, néamlich ein verstarktes Recycling sowie den effizienteren Einsatz von
kritischen Rohstoffen. Andere Bestimmungen, etwa diejenigen betreffend die Pflicht
zur Information der Kaufer Uber die Umweltauswirkungen der erworbenen Produkte
(sog. Produktumweltinformation) oder eine Bewilligungspflicht fur Abfallanlagen, waren
vom Sténderat im Vorjahr bereits aus der Vorlage gestrichen worden. Der so
vorliegende Entwurf setzte in erster Linie auf weiche Massnahmen wie die
Bereitstellung von Informationen. Ferner wollte ein Subsidiaritatsprinzip im Bereich des
Inverkehrbringens von Rohstoffen und Produkten freiwilligen Vereinbarungen der
Wirtschaft Vorrang Uber staatliche Reglementierungen geben.

Minderheitssprecher Miller-Altermatt (cvp, SO) hingegen lobte die standeratliche
Arbeit; es sei der Kantonskammer gelungen, einen Entwurf zu prasentieren, der im
Sinne der Wirtschaft und nicht burokratisch sei. Durch Erlauterung der
Importbestimmungen fir ausléandisches Holz machte der CVP-Nationalrat darauf
aufmerksam, dass die Schweiz in der Umweltpolitik nicht in jedem Bereich eine
Vorreiterrolle einnehme: Im Gegensatz zur EU bestinde in der Schweiz keine
Gesetzesgrundlage fur ein Importverbot von illegalem Holz.

Unter Berufung auf diverse Quellen stutzte auch die Umweltministerin die Meinung,
dass das 30-jahrige Umweltschutzgesetz modernisiert werden musse; der
einzufuhrende Begriff der Ressourceneffizienz rechtfertige eine Revision nicht nur aus
Okologischen, sondern auch aus ©6konomischen Grinden. Tatsachlich wussten die
Kommissionsminderheit und der Bundesrat gewisse Akteure aus der Wirtschaft hinter
sich - neben den Grossverteilern Coop und Migros unterstutzte etwa auch die direkt
betroffene Holzwirtschaft den indirekten Gegenvorschlag. Starker Gegenwind erfuhr
das Revisionsvorhaben jedoch von grossen Wirtschaftsverbanden wie Economiesuisse
und Gewerbeverband. Nur mit Stichentscheid des Prasidenten Rossini (sp, VS) und bei
insgesamt sechs Enthaltungen aus der CVP/EVP- und der FDP-Fraktion beschloss der
Nationalrat schliesslich, auf die Vorlage einzutreten. Wahrend die SP, die Grinen, die
GLP und die BDP geschlossen flr Eintreten stimmten, stellten sich die SVP und die FDP
(mit Ausnahme zweier Enthaltungen) ebenso geschlossen dagegen. Das Ziinglein an der
Waage spielte die CVP, deren Mitglieder sich mit knapper Mehrheit ebenfalls fir
Eintreten aussprachen. ®

1) ABNR, 2017, S. 283 ff.; LT, NZZ, 9.3.17
2) AB NR, 2019, S. 975 ff.; Bericht UREK-NR vom 22.1.19
3) AB NR, 2015, S. 1249 ff.; BaZ, 25.2.15; NZZ, 30.3.15; BaZ, 11.4.15; NZZ, 20.5.15; AZ, BaZ, Lib, NZZ, SGT, TG, 19.6.15
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